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ÜBERWACHUNG GROßBAUPROJEKTE 
 

EINLEITUNG 
 

Da im Richtlinienplan des Ministers der Finanzen die Überwachung von Großbaustellen als einer der 

Aktionspunkte genannt wird, wird die Steuerverwaltung große Infrastrukturvorhaben von Anfang an 

überwachen. 

 

Großbauprojekte gibt es in ganz Belgien. Diese Projekte zeichnen sich durch folgende Merkmale aus: 

• große wirtschaftliche Interessen, 

• verschiedene Vertragsparteien, 

• wiederholter Einsatz von ausländischen Unternehmen und Arbeitskräften, 

• zeitweiliger Charakter der Anwesenheit der ausländischen Unternehmen, 

• von der Politik und/oder den Medien bekundetes Interesse.  

 

Aufgrund dieser Faktoren ist es angebracht, dass der FÖD Finanzen eine angemessene Überwachung 

durchführt, da solche Projekte auch steuerliche und soziale Risiken mit sich bringen.  

 

Um den Kampf gegen Steuer- und Sozialbetrug deutlich zu verstärken, werden die Steuerbehörden, die 

Sozialinspektion, die Justiz und andere öffentliche Dienste, die für die Überwachung der Einhaltung der 

sozialen und steuerrechtlichen Vorschriften zuständig sind, enger zusammenarbeiten, ihre Maßnahmen 

besser koordinieren und mehr Daten austauschen. So ist eine koordinierte Überwachung von 

Großbauprojekten vorgesehen. Die Gefahr von Sozialdumping und steuerlichen Unregelmäßigkeiten auf 

Baustellen mit Unternehmen und Arbeitnehmern unterschiedlicher Nationalitäten ist in der Tat groß. 

Die Bauprojekte, die hierfür infrage kommen, müssen einige Kriterien erfüllen: 

1. Projektsumme mindestens 500 Millionen Euro (dies ist keine starre Grenze und es kann davon 

abgewichen werden, wenn die anderen Kriterien erfüllt sind) 

2. viele ‚(ausländische) Unternehmer und Subunternehmer 

3. viel Zeitarbeit und austauschbare (ausländische) Arbeit 

4. Beachtung in Politik und Medien (großes gesellschaftliches Interesse) 

 

Die Dienststellen der Steuerbehörden und des DSIE setzen sich mit den betroffenen Unternehmen in 

Verbindung, um die Struktur des Einsatzes zu erfassen, um klarzustellen, welche Steuer- und 

Sozialvorschriften Haupt- und Subunternehmer einhalten müssen, und um zu verhindern, dass sie gegen die 

Rechtsvorschriften – die sie nicht immer kennen – verstoßen. 

 

Die besagte Überwachung erfordert daher ein Umdenken von einem individuellen Ansatz (pro einzelnem 

Steuerpflichtigen) hin zu einem Ansatz, der auf der Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und 

Steuerpflichtigen basiert, die einerseits auf Rechtssicherheit für große Unternehmen abzielt und 

andererseits sicherstellt, dass diese Unternehmen ihren gerechten Anteil an den Steuern („fair share of 

taxes“) leisten. 

 

Für den FÖD Finanzen ist es in den letzten Jahren zu einem wichtigen Thema geworden, die Einhaltung der 

Vorschriften (compliance) zu fördern. Eine solche Überwachung beinhaltet u. a., dass wir aufgrund der 

Volatilität der Tätigkeiten gegenwartsbezogener arbeiten werden und durch eine offene und transparente 

Zusammenarbeit zwischen öffentlicher Behörde und Unternehmen ein höheres Maß an Einhaltung der 
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Vorschriften (compliance) erreichen können. Dazu nutzen wir alle uns zur Verfügung stehenden Mittel. Dies 

kann von der Bereitstellung von Informationen und Vereinbarungen über die Einhaltung von Vorschriften bis 

hin zu Fahndungen und Kontrollen reichen. 

 

Diese Überwachungsformel hat also Vorteile für alle Beteiligten. Für die Unternehmen führt diese zu mehr 

Klarheit, mehr Rechtssicherheit, weniger Verwaltungsaufwand und Zeitersparnis. Die öffentliche Behörde 

erhält mehr direkte Einnahmen. Es geht weniger durch unlauteren Wettbewerb und Sozialdumping verloren, 

und es entstehen weniger Kosten, da weniger Kontrollen erforderlich sind und weniger Beanstandungen 

und langwierige, teure Rechtsstreitigkeiten die Folge sein werden. 

 

Derzeit prüft die Steuerverwaltung noch nachträglich auf Fehler, um entgangene Einnahmen 

zurückzufordern. 

 Das Risiko von Fehlern bei der Einhaltung der Steuervorschriften soll jedoch verringert werden, indem die 

an den genannten Großbauprojekten beteiligten Unternehmen vorab informiert werden. Dementsprechend 

werden auch größere Unternehmer, die an dem Projekt beteiligt sind, aufgefordert, ihre Struktur von 

Subunternehmern im Einzelnen darzulegen. In jedem Fall finden bei solchen Projekten immer noch 

nachträglich Kontrollen statt, aber die vorgesehene neue Arbeitsweise ist effizienter, um Betrug zu 

vermeiden.  

 

ZWECK DER ÜBERWACHUNG 
 

• Beeinflussung und Förderung der Einhaltung der Vorschriften (compliance) durch die Beteiligten  

• Einblick gewinnen in die Kette der Subunternehmer 

• Die (ausländischen) Unternehmen und Arbeitnehmer ermutigen, sich (falls erforderlich) für 

Steuerzwecke zu registrieren 

• Die betroffenen Unternehmen und Arbeitnehmer ermutigen, ihre Einkünfte aus dem Bauprojekt 

(rechtzeitig, korrekt und vollständig) zu erklären und die eventuell geschuldete Steuer (rechtzeitig) zu 

zahlen 

• Sammeln von (Sektor-)Informationen über die an der Durchführung von Großbauprojekten beteiligten 

Parteien  

• Vereinheitlichung der steuerlichen Positionierung in dem Sektor (Schaffung von Rechtssicherheit) 

 

ORGANISATION, METHODIK UND ARBEITSWEISE 
 

• Überwachung (bezüglich der Einhaltung und Einnahme aller Steuern) auf die jeweilige Situation 

abstimmen in Zusammenarbeit mit den Auftraggebern und Hauptunternehmern 

• Auf der Grundlage gegenseitigen Vertrauens mit dem Hauptunternehmer Transparenz über die 

gesamte Kette der Subunternehmer schaffen  

• Kombination von tatsächlicher Überwachung und Datennutzung 

• Zentraler Ansatz aufgrund der organisatorischen und steuerlichen Komplexität und der Volatilität der 

Arbeiten auf der Baustelle  

• Zusammenarbeit mit anderen öffentlichen Diensten wie der Sozialinspektion, ausländischen 

Steuerverwaltungen usw. 

• Regelmäßige Aktualisierung der Übersicht über die Arbeitnehmer und Unternehmen, die auf der 

Baustelle oder den Baustellen tätig sind 

• Ein Steuerteam kann regelmäßige Baustellenbesuche durchführen, um sich einen besseren Überblick 

über die verwendete Anwesenheits- und Zutrittsregistrierung auf den Baustellen zu verschaffen. Dabei 

können Absprachen mit den beteiligten Baufirmen getroffen werden bezüglich:  

o Aufzeichnungen, digital und/oder auf Papier, 
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o Beobachtungen vor Ort, 

o Bereitstellung von Informationen, intern und extern. 

• Die Verwaltung möchte sich bei ihrer Überwachung schließlich so weit wie möglich auf die internen 

Maßnahmen des Hauptunternehmers verlassen und führt deshalb einen Dialog mit diesem 

Hauptunternehmer über: 

o die Tatsache, ob die Baustellen mit Zugangstoren abgesperrt sind oder nicht. 

o Wird auf der Baustelle eine Zugangskontrolle, Anwesenheitskontrolle und -registrierung 

durchgeführt? Wenn nicht, kann dies über Check-in@work aufgefangen werden?  

o Wie haben Auftraggeber und Hauptunternehmer einen Überblick über die Identität von 

Arbeitnehmern und Subunternehmern, die zu einem bestimmten Zeitpunkt auf einer 

bestimmten Baustelle anwesend/tätig sind?  

o Gibt es dafür IT-Tools, oder können diese Informationen auf andere Weise schnell abgerufen 

werden?  

o Gibt es Verfahren, um die Richtigkeit der so übermittelten Informationen mit der tatsächlichen 

Situation auf der Baustelle zu vergleichen?  

o Werden die Ergebnisse einer solchen „Tor-Verwaltung“ durch Stichproben auf der Baustelle 

überprüft?   

o Falls Zugangskontrollsysteme verwendet werden, welche Anwesenheits- und 

Zugangskontrolldaten werden in diesen Systemen erfasst und welche nicht?  Ein System, in 

dem folgende Daten (auf Papier oder digital) aufgezeichnet werden können: 

▪ personenbezogene Daten (Identität, Staatsangehörigkeit, Lohn- und 

Sozialversicherungsdaten, ob aus dem Ausland entsandt oder nicht usw. – z. B. anhand 

der Dimona- oder Limosa-Erklärungen, tätig für welches Unternehmen),  

▪ Unternehmensdaten (Identifizierung der auf der Baustelle tätigen Unternehmen und 

der von ihnen ausgeführten Arbeiten usw.),  

▪ die Anwesenheitsdaten für ein Bauprojekt (z. B. Arbeitsbeginn und -ende pro 

Arbeitnehmer, wie auf dem Badge, der Stempelkarte usw. erfasst).  

• Das Steuerprojektteam und der Hauptunternehmer vereinbaren unter anderem auch Aufzeichnungen 

von: 

o Verträgen 

o Sub-(Sub-)Unternehmern 

o Identifizierung der verschiedenen Baustellen (eventuell anhand der relevanten „Déclaration 

unique de chantier“ / DUC) 

o Logbüchern 

 

Damit soll möglichst effizient ein vollständiges Bild der auf der Baustelle tätigen Subunternehmer und 

ihrer Arbeitskräfte erstellt werden. Dies könnte auch durch häufige Beobachtungen vor Ort erreicht 

werden, sofern dies möglich ist. Diese geben nämlich einen guten Überblick über die Arbeitskräfte und 

Subunternehmer.  

 

• Unter anderem durch die Information der Steuerpflichtigen (Arbeitnehmer und Unternehmen) über die 

eventuell für sie geltenden Steuervorschriften und die verschiedenen Formen der Überwachung sollen 

die Betroffenen für die Vorschriften und ihre steuerlichen Pflichten sensibilisiert werden. Konkret 

geschieht dies durch: 

o regelmäßige (alle 1-2 Monate) Gespräche mit dem/den Hauptunternehmer(n),  

o Gespräche mit dem Auftraggeber, 

o Besuche auf der Baustelle, 

o Begehungen vor Ort, wobei die Unternehmer direkt Fragen stellen können. 

 

Ziel der Datenerfassung im Rahmen der Überwachung ist es, die mit dem Projekt verbundenen Risiken zu 

erkennen und abzudecken sowie eine Arbeitsweise zu finden, die für alle Beteiligten zu einer Win-
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Win-Situation führt und Rechtssicherheit schafft. Zu diesem Zweck finden in regelmäßigen Abständen (alle 

2 Monate) Gespräche mit den Verantwortlichen des Baukonsortiums statt, die darauf abzielen, die 

Einhaltung der steuerlichen Vorschriften durch die Projektteilnehmer zu erreichen und bei Nichteinhaltung 

der Absprachen auf diese hinzuweisen und eventuelle Kontroll- oder Berichtigungsverfahren einzuleiten. Die 

Anforderung der erforderlichen Daten erfolgt themenbezogen und informell (nicht durch 

Auskunftsersuchen). Auch die Kette der Subunternehmer wird ständig überwacht.  

 

Der Zweck der Überwachung besteht jedoch nicht darin, ständig Steuer- oder Sozialkontrollen 

durchzuführen, unnötigerweise Unterlagen anzufordern oder Besichtigungen vor Ort vorzunehmen oder die 

Steuerberater der an dem Projekt beteiligten Unternehmen zu befragen.  Im Gegenteil, es wird angestrebt, 

nach Möglichkeit vorherige Absprachen zu treffen, z. B. bezüglich der „Tor-“ oder 

Anwesenheitsregistrierung. Außerdem sollen in regelmäßigen Abständen (z. B. alle 6 bis 8 Wochen) 

Gespräche mit den Ansprechpartnern in den Bauunternehmen (z. B. Projektleitung der Unternehmer, 

Controller, Sicherheitsbeauftragter usw.) stattfinden.   

Das zuständige Projektteam des Besteuerungsdienstes kann auf Anfrage und unter Einhaltung der 

Geheimhaltungspflicht auch Klarstellungen (z. B. gegenüber Subunternehmern) und Auskünfte erteilen. 

Ferner soll durch die Absprachen die Richtigkeit und Vollständigkeit der mit dem Projekt verbundenen 

steuerlichen und sozialen Aspekte gewährleistet werden. Dieses Vertrauen zwischen Verwaltung und 

Steuerpflichtigen muss aufgebaut werden. Um einen Eindruck von der Zuverlässigkeit der 

Buchführungsunterlagen und anderer Aufzeichnungen des/der (Haupt-)Unternehmer(s) zu erhalten, kann 

ein statistisches Stichprobenverfahren angewandt werden, vor allem bei umfangreichen Datenbeständen.  

 

Die Überwachung umfasst zunächst die Sammlung von Informationen über das mit dem Projekt beauftragte 

Baukonsortium (einschließlich des Auftraggebers, des Hauptunternehmers und anderer Unternehmer), wie 

z. B.: 

 

• Organisationsstruktur des Hauptunternehmers (da es sich in der Regel um Unternehmensgruppen 

handelt): 

o Welche Unternehmen der Gruppe sind beteiligt? 

o Wenn mehrere Unternehmen der Gruppe beteiligt sind: Wie sieht es mit dem Einsatz von 

Arbeitnehmern, dem Material, der Finanzierung usw. aus? Und unter welchen Bedingungen 

wird dies weitergegeben? 

o Zeitarbeit (wann, von wem, für welche Arbeit)? 

o Welche Subunternehmer gibt es? Wie wurden diese ausgewählt? Was sind ihre Aufgaben? 

Interne Kontrollmechanismen bei Subunternehmern? 

o Ausländische Arbeitnehmer? Wird die 183-Tage-Regel eingehalten? Wie sieht es mit Wohnsitz 

und Wohnung aus? Kontrollmechanismen?  

 

• Buchhaltung: 

o Wer ist federführend im Unternehmenskonsortium? 

o Wie beziehen sie ihren Anteil an der GVORP / einfachen Gesellschaft / Arbeitsgemeinschaft in 

ihr eigenes Buchergebnis ein (proportionale Methode usw.)? 

o Verwendung des Ergebnisses und buchhalterische Erfassung (welche Methode)? 

o Wurden Rulings angefragt? 

o Was ist mit unvorhergesehenen Umständen? Wie wird dies auf steuerlicher Ebene behandelt? 

 

• Steuerlich: 

o Werden Befreiungen vom BStV für Schicht- und Nachtarbeit beantragt? 

o Entstehen durch die Baustellen Betriebsstätten von ausländischen Unternehmern?  

o Wie wird die korrekte Zuordnung der Lohnkosten zu diesen Betriebsstätten gewährleistet? 
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o Verrechnungspreisproblematik bei konzerninternen Dienstleistungen (Lieferung von Gütern, 

Dienstleistungen, Bereitstellung von Personal und Finanzmitteln): Werden marktübliche Tarife 

berechnet? 

o Grenzgänger und 183-Tage-Regel (verhindern, dass Arbeitnehmer nirgendwo Steuern zahlen) 

o Übernachtungen von Arbeitnehmern, Entsendung, Vergütung, Abrechnung: Wie werden sie 

abgerechnet und verbucht und wie werden die Lohnkosten abgewälzt? 

o Wie werden die Bauarbeiten finanziert?  

o Wie wird die Einhaltung der steuerlichen Thin-Cap-Regeln sichergestellt, wenn Zinsen als 

Fremdkapitalzinsen verbucht werden? Ist die Aktivierung auf die Dauer der Baustelle 

beschränkt? 

o Ist die Einhaltung der relevanten KBN-Leitlinien für die mögliche buchhalterische Verrechnung 

zwischen den Rubriken „in Ausführung befindliche Bestellungen“ und „erhaltene Anzahlungen“ 

gewährleistet?  

o Einbehaltung von 30 % für nicht registrierte Unternehmer usw. (neues System Vermittlung 

illegaler Arbeitskräfte) 

https://www.socialsecurity.be/site_de/employer/applics/30bis/index.htm 

https://financien.belgium.be/fr/independants_professions_liberales/retenues_spf_finances

#q9 

 

Außerdem wird für die belgischen Unternehmen, die an dem Projekt teilnehmen, eine steuerliche 

Risikoanalyse durchgeführt: 

• Um welche Gesellschaft handelt es sich und was macht sie? 

• Gibt es aufgrund früherer Kontrollen oder Informationen über dieses Unternehmen konkrete 

Anhaltspunkte oder Risiken, die bei einem Großbauprojekt zum Tragen kommen könnten? 

• Die am Projekt beteiligten Gesellschaften und Personen eventuell mit Fragen und Vorbehalten 

konfrontieren, die sich aufgrund von lokalen Informationen bei dem für sie zuständigen 

Kontrollzentrum ergeben 

• usw. 

 

Auch für ausländische Gesellschaften/Subunternehmer und Arbeitnehmer, die auf den Baustellen tätig sind, 

werden im Rahmen einer steuerlichen Risikoanalyse folgende Informationen erhoben: 

• Kopien der Verträge (einschließlich Anhänge) und etwaiger Rahmenvereinbarungen  

• pro Vertrag das Datum des tatsächlichen Beginns der Arbeiten auf der Baustelle und, falls bereits 

abgeschlossen, das Enddatum  

• pro Vertrag die bereits in Rechnung gestellten Beträge (aufgeschlüsselt nach Kalenderjahren)  

• Identität der auf den Baustellen tätigen ausländischen Arbeitnehmer (die bei den ausländischen 

Unternehmen beschäftigt sind oder von belgischen Unternehmen bei ausländischen 

Leiharbeitsagenturen eingestellt wurden, um unter deren Aufsicht auf den Baustellen zu arbeiten) 

• usw.  

 

Bei der Überprüfung der Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen am Bauprojekt beteiligten 

Unternehmen können unter anderem auch folgende Elemente analysiert werden:  

• Aufteilung der Aufgaben, Funktionen und Zuständigkeiten 

• vorgeschriebene/verwendete Verfahren 

• Wie ist die Zusammenarbeit zwischen allen an der Durchführung des Projekts beteiligten (Sub-

)Unternehmern organisiert? Wenn dies über eine Arbeitsgemeinschaft, eine einfache Gesellschaft, eine 

GVORP oder eine ähnliche, steuerlich transparente Einheit erfolgt, müssen die besonderen Merkmale 

dieser Einheit erläutert werden, einschließlich folgender Klarstellungen: 

o Wer ist der Federführende? 

o Gibt es spezielles Personal, das für die Buchhaltung der Arbeitsgemeinschaft zuständig ist? 

o Erfolgt die Validierung der Rechnungen durch die Partner oder durch den Federführenden? 

https://www.socialsecurity.be/site_de/employer/applics/30bis/index.htm
https://financien.belgium.be/fr/independants_professions_liberales/retenues_spf_finances#q9
https://financien.belgium.be/fr/independants_professions_liberales/retenues_spf_finances#q9
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o Ist das Personal „auf der Baustelle“ mit den Regeln des Federführenden vertraut? 

o Gibt es eine Sonderregelung für Zahlungen und Vollmachten auf Finanzkonten? 

o Gibt es eine spezifische standardisierte Berichterstattung an die anderen Partner? 

o Führen die anderen Partner Kontrollen in Form von Berichterstattung oder durch Besuche vor 

Ort durch? 

• Wie verwaltet der Hauptunternehmer/Auftraggeber/das Baukonsortium das Projekt unter anderem in 

Bezug auf die Sicherheit und die Einhaltung steuerlicher Vorschriften? Eine Kopie der 

Arbeitsgemeinschafts- oder anderer Kooperationsvereinbarungen kann zur Klärung folgender Punkte 

angefordert werden:  

 

Projektplanung:  

o Wer ist für die Planung/Koordinierung des gesamten Projekts verantwortlich?  

o Wie werden die auszuführenden Arbeiten intern zugewiesen?  

o Wer entscheidet, ob (und welche) Subunternehmer eingesetzt werden?  

o Gibt es eine Hierarchiekette?  

o Wer leitet wen an? (Aufgaben, Auftrag, Verantwortung usw.) 

 

Überwachung Subunternehmer:  

o Welche Informationen werden den Subunternehmern vom Hauptunternehmer/Auftraggeber 

zur Verfügung gestellt, wenn sie zum ersten Mal auf der Baustelle tätig werden?  

o Wird ein Verzeichnis der auf der Baustelle tätigen Subunternehmer und Arbeitnehmer geführt?  

o Welche Informationen werden von den Subunternehmern verlangt? (Unternehmensnummer, 

Adresse, Ansprechpartner usw.) 

 

Überwachung Sicherheit, Qualität, Prozessmanagement:  

 

o Wer ist dafür verantwortlich und wie wird dies organisiert? 

 

Risikoverwaltung:  

o Wie wird eine etwaige Einbehaltungspflicht festgestellt, d. h. ob Steuer- und/oder 

Sozialschulden bestehen oder nicht?  

o Wie wird die korrekte Rechnungsstellung von Unternehmern und Subunternehmern 

überwacht? 

 

• Wie behält der Hauptunternehmer den Überblick über Subunternehmer und Arbeitskräfte auf der 

Baustelle? Aufgrund des häufigen Wechsels von Personal und Fahrzeugen (z. B. Sand, Kies, Beton) ist 

oft nicht klar, welche Personen und Unternehmen auf der Baustelle arbeiten bzw. registriert sind.  

• Hat der Auftraggeber oder Hauptunternehmer Einblick in die vertraglichen Beziehungen zwischen 

Unternehmen und Arbeitnehmern, die auf den Baustellen arbeiten? 

Schließlich können diese in steuerlicher Hinsicht eine große Rolle spielen. Unabhängig von der Art der 

Bauarbeiten ist es nämlich für die Anwendung der Steuerabkommen wichtig, zwischen der Vergabe 

von Aufträgen einerseits und der Entsendung von (ausländischen) Arbeitskräften andererseits zu 

unterscheiden. Bei der Entsendung von Arbeitskräften ist der (vorübergehende) Arbeitgeber befugt, die 

Arbeitskräfte zu leiten und/oder zu beaufsichtigen. Der Tätigkeitsstaat hat dann ab dem ersten 

Arbeitstag die Erhebungsbefugnis. Im Gegensatz dazu steht die Vergabe von Arbeiten oder Aufträgen 

(eine sogenannte Risikovereinbarung), bei der Vereinbarungen über die Ausführung einer bestimmten 

Arbeit bis zu einem bestimmten Zeitpunkt und gegen eine vorher festgelegte Auftragssumme 

getroffen werden. In diesem Fall kann der Auftraggeber die Arbeitskräfte des Auftragnehmers nicht 

leiten oder beaufsichtigen. Der Tätigkeitsstaat hat nur dann die Erhebungsbefugnis, wenn sich die 
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Arbeitskraft länger als 183 Tage im Tätigkeitsstaat aufgehalten hat. Die Unterscheidung ist manchmal 

schwierig, weil die theoretische Darstellung in der Praxis manchmal ganz anders aussieht. Eine 

Bescheinigung des Wohnsitzstaates, aus der hervorgeht, dass der Arbeitnehmer dort weiterhin 

sozialversichert ist, kann in diesem Zusammenhang hilfreich sein, auch wenn einige Behörden bei der 

Ausstellung dieser Bescheinigung nicht sehr streng oder sorgfältig zu sein scheinen. Für inländische 

Sachverhalte ist die Unterscheidung zwischen Entsendung und Vergabe an Subunternehmer ebenfalls 

wichtig, nämlich im Zusammenhang mit der Frage der Einbehaltungspflicht und der möglichen 

gesamtschuldnerischen Haftung des Auftraggebers für Steuer- und Sozialschulden eines (Sub-

)Unternehmers (vgl. Art. 30bis-30quater Gesetz über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer und   

 Art. 400-408 EStGB 92).  

• Wie wurde/wird die Auswahl von (Sub-)Unternehmern und Leiharbeitsagenturen durchgeführt?  

• Wie sieht die (steuerliche) Strategie des Hauptunternehmers aus, wenn er plötzlich zusätzliches 

Personal benötigt? 

• Wer kümmert sich um die finanzielle Verwaltung? 

• Wie läuft der Einkaufsprozess ab? 

• Werden Rechnungen mit Stundennachweisen erstellt? Durch wen? Wie werden die Arbeitsstunden 

abgewälzt? 

• Wie sind die Subunternehmer strukturiert? 

• Überblick über das eingesetzte Personal, die Vermögenswerte und andere Arbeitsmittel?  

• Wie werden Überschüsse oder Abfälle (z. B. Schrott), die monetarisiert oder wiederverwendet werden 

können, überwacht und verbucht?  

• Wie werden die Arbeitszeiten überwacht? Wie werden die Arbeitszeiten erfasst?  

• Wie wird die Arbeitssicherheit und Unfallverhütung organisiert? (Risikobestandsaufnahme und -

bewertung)? 

• Wie wird der Transport von Personal, Werkzeug, Material usw. überwacht und organisiert?  

• Wie wird die Baustelle eventuell abgeschlossen?  

• Führt die Baustelle möglicherweise zu Verkehrsumleitungen? Einzelheiten? 

• Überblick über die verschiedenen Phasen des Bauprojekts und die betroffenen Parteien: 

o Ankauf (von Land) und Enteignung: Berater, Vermittler, Landverkäufer, 

Spekulanten/Projektentwickler, öffentliche Behörde, 

o Erschließungsarbeiten: Gemeinde, Unternehmer, 

o Zuschüsse: Empfänger und Geldgeber, 

o Finanzierung des (Teil-)Projekts: Berater/Vermittler, Darlehensgeber (Darlehen oder 

Eigenkapital), 

o Auftragsvergabe: öffentliche Behörde, Privatperson, Unternehmer, Projektentwickler, 

Berater/Vermittler,  

o Bau: Ingenieure, Auftraggeber, Haupt- und Subunternehmer, Berater, Baukonsortien, 

Lieferanten, Einkäufer, private Bauherren,  

o Verkauf: Projektentwickler, Käufer – Privatperson, Käufer – Gesellschaft, Makler/Vermittler, 

Käufer – Investmentgesellschaft, 

o Betrieb: Vermieter, Mieter, 

o Sonstige: DBFMO-Vertrag, Anwohner (Betriebe): 

 

Phasen 

 

Wie bereits erwähnt, wird die steuerliche Überwachung von Großbauprojekten im Rahmen des 

Überwachungsverfahrens mithilfe der Risikoanalyse (abhängig von den festgestellten steuerlichen Risiken 

und den verfügbaren Daten) organisiert.   
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In einer zweiten Phase wird eine gezieltere Überwachung auf Ebene der Unternehmer durchgeführt. Wenn 

sich herausstellt, dass für bestimmte Steuerpflichtige weitere Maßnahmen erforderlich sind, werden die 

zuständigen Kontrolldienste so schnell wie möglich darüber informiert. 

 

In einer dritten Phase ist das Steuerprojektteam, das das Bauprojekt überwacht, hauptsächlich damit 

beschäftigt, die Liste der an der/den Baustelle(n) beteiligten (Sub-)Unternehmer regelmäßig zu aktualisieren 

und den zuständigen Kontrolldiensten eine Rückmeldung zu geben, damit diese steuerliche Risikoanalysen 

durchführen können. 

 

Wie bereits erwähnt, wird jedoch nicht beabsichtigt, die Steuerpflichtigen sofort zu kontaktieren oder hierfür 

eine Steuerprüfung einzuleiten. Aufgrund der Ergebnisse der Überwachung oder der dabei festgestellten 

Anomalien können jedoch spezifische Fragen oder eine Steuerprüfung folgen. 

 

Die neue Arbeitsweise ist auch nicht mit einem Ruling zu verwechseln. Es wird eine Beziehung zwischen den 

Steuerbehörden und den Steuerpflichtigen aufgebaut, jedoch ohne Kontrollen vorzugreifen. 

 

 

WICHTIGE STEUERLICHE UND SOZIALE RISIKEN BEI 

GROßBAUPROJEKTEN 
 

GESAMTSCHULDNERISCHE HAFTUNG FÜR STEUER- UND SOZIALSCHULDEN VON 

SUBUNTERNEHMERN UND EINBEHALTUNGSPFLICHT 

 

Zunächst sei daran erinnert, dass der Gesetzgeber im Rahmen der Bekämpfung von Steuer- und 

Sozialbetrug im Bausektor eine Reihe von Mechanismen geschaffen hat, wie die gesamtschuldnerische 

Haftung für Steuer- und Sozialschulden und die verpflichtende elektronische Anwesenheitsregistrierung auf 

Baustellen.  

Es geht um die Benutzung eines elektronischen Systems zur Registrierung von Anwesenheiten, das für 

Baustellen vorgeschrieben ist, auf denen Arbeiten ab 500.000 € ohne MwSt. durchgeführt werden. Dieses 

System wird auch „Check in at work“ genannt. Die Anwesenheit auf der Baustelle muss dabei am Vortag 

erfasst werden.  

 

Die erwähnte gesamtschuldnerische Haftung ist übrigens von der Auskunftspflicht des Unternehmers 

getrennt (Artikel 30bis § 7 Gesetz über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer). Der Mechanismus der 

gesamtschuldnerischen Haftung gilt auch für die Steuer- und Sozialschulden der Gesellschafter einer 

Arbeitsgemeinschaft, einer stillen Gesellschaft oder einer als Unternehmer oder Subunternehmer 

auftretenden einfachen Gesellschaft. Solche Gesellschaftsstrukturen kommen im Bausektor häufig vor.  

 

Die gesamtschuldnerische Haftung tritt ein, wenn der (Sub-)Unternehmer zum Zeitpunkt des Abschlusses 

des (Sub-)Unternehmensvertrags Steuer- und Sozialschulden hat. Daher ist es für einen Auftraggeber oder 

einen Unternehmer sehr wichtig, sich vor der Beauftragung eines Unternehmers oder Subunternehmers zu 

vergewissern, dass dieser (Sub-)Unternehmer keine Steuer- oder Sozialschulden hat. Dies kann über die 

öffentlichen Datenbanken der zuständigen öffentlichen Dienste geprüft werden, die unter 

www.socialsecurity.be und www.financien.belgium.be abgerufen werden können. 

 

Im Falle der gesamtschuldnerischen Haftung haftet der Auftraggeber oder (Sub-)Unternehmer 

gesamtschuldnerisch für die Schulden des Unternehmers oder Subunternehmers, auf den er 

zurückgegriffen hat. Diese Haftung ist bei Sozialschulden auf den Preis ohne Mehrwertsteuer der Arbeiten, 

http://www.socialsecurity.be/
http://www.financien.belgium.be/
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die dem (Sub-)Unternehmer aufgetragen wurden, begrenzt. Die Haftung für Steuerschulden ist auf 35 % des 

Preises der Arbeiten ohne Mehrwertsteuer begrenzt. 

Es reicht nicht aus, bei Vertragsabschluss zu prüfen, ob der (Sub-)Unternehmer Sozial- oder Steuerschulden 

hat. Diese Kontrolle muss jedes Mal durchgeführt werden, wenn der Auftraggeber, Unternehmer oder 

Subunternehmer eine Zahlung an einen (Sub-)Unternehmer leistet.  

Stellt sich dabei heraus, dass der (Sub-)Unternehmer Sozial- oder Steuerschulden hat, muss der 

Auftraggeber oder Unternehmer einen Teil der geschuldeten Beträge einbehalten und an das LASS oder die 

Steuerbehörden abführen. Das ist die sogenannte Einbehaltungspflicht. Genauer gesagt handelt es sich um 

folgende Einbehaltungen:  

 

• Sozialschulden: Einbehaltung und Abführung von 35 % des Rechnungsbetrags (ohne MwSt. ) an das 

LASS,  

• Steuerschulden: Einbehaltung und Abführung von 15 % des Rechnungsbetrags (ohne MwSt. ) an die 

Steuerbehörden.  

 

Diese Einbehaltungen und Abführungen sind immer auf den Betrag der Schulden des Auftraggebers, des 

Unternehmers oder Subunternehmers zum Zeitpunkt der Zahlung begrenzt.  

Wenn die Einbehaltungspflicht bei jeder Zahlung ordnungsgemäß erfüllt wird, kommt die 

gesamtschuldnerische Haftung nicht zur Anwendung. Wenn die Einbehaltungs- und Abführungspflicht 

jedoch nicht eingehalten wird, schuldet der Auftraggeber/(Sub-)Unternehmer neben möglichen 

strafrechtlichen Sanktionen nicht nur den Betrag der Einbehaltung, sondern auch einen Zuschlag in gleicher 

Höhe. Die Strafe besteht also in einer Verdoppelung des einzubehaltenen Betrags. 

 

Die Haftung des Auftraggebers oder (Sub-)Unternehmers gilt nicht nur für Schulden und Zahlungen an 

direkte Vertragspartner, sondern auch für weitere Subunternehmer in der Kette (zu denen keine direkte 

vertragliche Verbindung besteht). Es wurde ein Mechanismus der Kaskaden- oder Kettenhaftung 

vorgesehen, der es der öffentlichen Behörde ermöglicht, in der Auftragskette systematisch aufzusteigen. 

Die ratio legis dieser erweiterten Haftung besteht unter anderem darin, Briefkastenfirmen zu verhindern, die 

versuchen, Sozial- und Steuerbeiträge zu umgehen. Schließlich hat die Regulierungsbehörde festgestellt, 

dass Betrug oft nicht wirksam geahndet wird, weil z. B. (Sub-)Unternehmer schnell ihren Namen ändern 

oder einfach spurlos verschwinden. Bei der Anwendung der Kettenhaftung wird die chronologische 

Reihenfolge beachtet. Die gesamtschuldnerische Haftung gilt zunächst für den Unternehmer, der direkt auf 

den Subunternehmer mit Sozial- oder Steuerschulden zurückgegriffen hat. Zahlt dieser Unternehmer die 

geschuldeten Beträge nicht innerhalb von dreißig Tagen nach Versendung einer Inverzugsetzung per 

Einschreiben, wird er in den Datenbanken der öffentlichen Behörden selbst als Schuldner geführt. In der 

Folge können das LASS und/oder die Steuerbehörden den Unternehmer belangen, der auf diesen 

nachlässigen Unternehmer zurückgegriffen hat und somit in der Kette eine Stufe höher steht. Wenn auch 

dieser Unternehmer die geschuldeten Beträge nicht bezahlt, können das LASS und die Steuerbehörden in 

der Kette nach oben gehen und die Sozialversicherungs- und Steuerbeiträge vom nächsten Unternehmer 

einfordern. 

 

Das System der vorgenannten subsidiären Haftung oder Kaskadenhaftung hört nicht beim obersten 

Unternehmer in der Kette auf. Das LASS und die Steuerbehörden können sich bis zum Auftraggeber 

„vorarbeiten“, der nicht nur für die Schulden seines direkten Unternehmers haftbar gemacht werden kann, 

sondern auch für die Schulden seines Subunternehmers oder weiterer Subunternehmer in der Kette. 

Auftraggeber, Unternehmer und Subunternehmer können diese gesamtschuldnerische Haftung natürlich 

vertraglich regeln und beispielsweise den direkten Vertragspartner vertraglich verpflichten, diese 
Vorschriften strikt einzuhalten und sie auch seinen etwaigen Subunternehmern aufzuerlegen, unter 

Androhung der Auflösung des Vertrags. 
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SCHWARZARBEIT (QUELLE: VLAANDEREN.BE) 

 

Schwarzarbeit oder nicht angemeldete Erwerbstätigkeit ist eine Form des Sozial- und Steuerbetrugs. Wenn 

eine Person schwarz arbeitet, zahlt weder sie selbst noch ihr Arbeitgeber Sozialbeiträge und Steuern auf die 

von ihr geleistete Arbeit. Darüber hinaus ist der illegal beschäftigte Arbeitnehmer nicht bei der Sozialen 

Sicherheit gemeldet und somit auch nicht sozialversichert. 

Wir sprechen u. a. von Schwarzarbeit und Sozialbetrug: 

• wenn eine Person Sozialleistungen (Entschädigungen bei Krankheit, Invalidität, Unterbrechung der 

Erwerbstätigkeit oder Arbeitslosigkeit) bezieht und gleichzeitig eine legale oder illegale Arbeit ausübt, 

ohne diese Arbeit bei ihrer Zahlstelle zu melden. 

• bei Wohnsitzbetrug: Wir sprechen von Wohnsitzbetrug, wenn falsche Angaben über den Wohn- oder 

Aufenthaltsort eines Leistungsempfängers gemacht werden (z. B. wenn jemand sein 

Zusammenwohnen nicht angibt). 

• wenn ein Arbeitgeber nicht alle Leistungen angibt, wie Überstunden, zusätzliche Stunden innerhalb 

eines Teilzeitvertrags, die nicht im Arbeitsstundenplan stehen usw. 

• wenn eine Person auf eigene Rechnung arbeitet, ohne das Statut eines Selbstständigen (als 

Nebentätigkeit) zu haben („Schwarzarbeit“) usw. 

• wenn jemand unter einem falschen Statut arbeitet, wie Scheinselbstständige, falsche Praktikanten 

usw. 

• wenn ein Arbeitnehmer nicht angemeldet ist, unabhängig davon, ob es sich um einen Belgier oder 

einen Ausländer handelt, der sich legal oder illegal im Land aufhält. 

Folgen 

Illegale Arbeit hat ernsthafte Folgen 

• für den Markt, der durch Wettbewerbsverzerrung verfälscht wird, 

• für die öffentliche Behörde, der viele Steuer- und Sozialversicherungseinnahmen entgehen, 

• für den Arbeitgeber: Wer Schwarzarbeiter beschäftigt, riskiert hohe strafrechtliche und administrative 

Geldbußen, Beschlagnahmen und sogar Gefängnisstrafen. 

• für den Arbeitnehmer: 

o Da er keinen Vertrag hat, gibt es keinen rechtlichen Nachweis, dass er für seinen Arbeitgeber 

gearbeitet hat. Wenn sein Arbeitgeber ihn nicht bezahlt, kann er sich nicht wehren. 

o Er hat keinen Anspruch auf Pausen, angepasste Arbeitskleidung, Mahlzeitschecks, eine 

Krankenhausversicherung, eine Jahresendprämie, Urlaubsgeld, eine Abfindung, den Erwerb 

von Pensionsansprüchen usw. 

o Bei Krankheit, Schwangerschaft, Arbeitslosigkeit und Ruhestand sowie bei einem Unfall hat 

der Arbeitnehmer kein Einkommen mehr. Denn die soziale Sicherheit wird mit den vom 

Bruttolohn einbehaltenen Sozialbeiträgen und mit den vom Arbeitgeber gezahlten 

Arbeitgeberbeiträgen bezahlt. 

o Wird er beim Leistungsbetrug ertappt, kann er auch selbst hart bestraft werden: Die Strafen 

reichen von der Rückzahlung der zu Unrecht bezogenen Sozialleistungen bis zur 

vorübergehenden Aussetzung des Arbeitslosengeldes. 

Vorgehensweise 

In Belgien wird der Kampf gegen illegale Beschäftigung und Sozialbetrug hauptsächlich von der föderalen 

Sozialinspektion geführt: 
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• die Sozialinspektion des Föderalen Öffentlichen Dienstes Soziale Sicherheit 

• die Überwachung der Sozialgesetze durch den FÖD Beschäftigung, Arbeit und Soziale Konzertierung 

• die Inspektion des Landesamtes für soziale Sicherheit (LASS) 

• die Inspektion des Landesamtes für Arbeitsbeschaffung (LfA) 

Die Inspektionsdienste einiger öffentlicher Sozialversicherungsträger (wie das LIKIV und das LISVS) und die 

regionalen Sozialinspektionsdienste (für die Kontrolle ausländischer Arbeitnehmer) beteiligen sich ebenfalls 

regelmäßig an Aktionen gegen Sozialbetrug. Die gemeinsamen Aktionen dieser Dienste werden vom Dienst 

für Sozialinformation und -ermittlung (DSIE) unterstützt und koordiniert. 

Melden 

Sie können alle Formen von Sozialbetrug über die zentrale Kontaktstelle des DSIE für ehrliche Konkurrenz 

melden. Dank dieser zentralen Meldestelle müssen die Bürger und Unternehmen nicht selbst nach der für 

ihre Meldung zuständigen Dienststelle suchen. Durch die gezielte Fragestellung der Online-Kontaktstelle 

erhalten die Inspektionsdienste zudem fundierte Meldungen, die eine nützliche Grundlage für ihre 

Untersuchungen bilden. 

Im Anschluss an Ihre Meldung erhalten Sie eine Bestätigungsnachricht. Danach werden keine Einzelheiten 

über die Bearbeitung Ihrer Meldung mitgeteilt. 

Je nach Art des Sozialbetrugs können Sie sich natürlich auch immer an einen der verschiedenen Dienste 

wenden. Der DSIE ist nicht zuständig für Steuerbetrug, wie z. B. das Nicht-Erklären von Einkünften oder 

Mehrwertsteuer. Für Meldungen von Steuerbetrug wenden Sie sich bitte an den FÖD Finanzen. 

Identität des Melders 

 

Die eigentliche Meldung über die Kontaktstelle für ehrliche Konkurrenz kann nicht anonym erfolgen. Wenn 

Sie einen möglichen Fall von Sozialbetrug melden, müssen Sie Ihren Namen, Vornamen, Ihre 

Nationalregisternummer und Ihre E-Mail-Adresse angeben. Als Unternehmen müssen Sie Ihre 

Unternehmensnummer und Ihre E-Mail-Adresse angeben. Die Identität des Melders ist aber zu jedem 

Zeitpunkt rechtlich geschützt. Daher dürfen die Sozialinspektoren Ihre Identität niemandem preisgeben, es 

sei denn, Sie haben Ihre ausdrückliche Zustimmung gegeben. 

Wer vorsätzlich falsche Anschuldigungen erhebt, begeht eine Straftat. 

 

 BETRIEBSSTÄTTEN 

 

Bei der internationalen Besteuerung gibt es zwei wichtige Prinzipien:  

Auf der einen Seite gibt es das Prinzip des Wohnsitzstaates. Dies bedeutet, dass der Staat, in dem eine 

Person ansässig ist, die Erhebungsbefugnis für alle Einkünfte der ansässigen Person hat, die irgendwo auf 

der Welt erzielt werden.  

Auf der anderen Seite gibt es das Prinzip des Quellenstaates, das besagt, dass in bestimmten Fällen der 

Staat, in dem die Einkünfte durch einen Gebietsfremden erzielt wurden, die Erhebungsbefugnis hat. Um das 

Risiko der Doppelbesteuerung zu vermeiden, wurden von zahlreichen Ländern (darunter auch Belgien) 

weltweit Doppelbesteuerungsabkommen geschlossen. Diese Verträge basieren auf dem OECD-

Musterabkommen und haben alle mehr oder weniger die gleiche Struktur. Trotz der ähnlichen Struktur gibt 

es jedoch wichtige inhaltliche Unterschiede zwischen den verschiedenen Doppelbesteuerungsabkommen. 

https://www.meldpuntsocialefraude.belgie.be/de/
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Es ist daher ratsam, das neueste Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Ihrem Land und Belgien zu 

konsultieren, um die Steuervorschriften zu überprüfen. Die wesentlichen Vereinbarungen in Bezug auf die 

Besteuerung von Gewinnen sind in den Artikeln 5 und 7 der Doppelbesteuerungsabkommen (im Folgenden 

DBA) enthalten.  

Artikel 5 DBA OECD-Musterabkommen 

Artikel 5 des DBA beginnt mit der allgemeinen Definition des Begriffs „Betriebsstätte“:  

„Der Ausdruck „Betriebsstätte“ bezeichnet eine feste Geschäftseinrichtung, in der die Tätigkeit eines Unternehmens 

ganz oder teilweise ausgeübt wird.“ 

Neben der allgemeinen Definition gibt es einen separaten Absatz, Artikel 5 § 3 DBA OECD-

Musterabkommen, der sich speziell mit Baustellen befasst. Es handelt sich um einen „lex specialis“, d. h. 

wenn der Fall „zeitweilige Bau- oder Montagestelle" (im Folgenden „Baustelle“) eintritt, gilt dieser Absatz 

unabhängig von der allgemeinen Definition.  

Der Ort der Baustelle stellt eine Betriebsstätte dar, wenn deren Dauer einen bestimmten Zeitraum 

überschreitet. Diese Frist hängt vom jeweiligen Doppelbesteuerungsabkommen ab. Einige Beispiele: 

• Dauer DBA Portugal: 12 Monate 

• Dauer DBA Niederlande: 12 Monate 

• Dauer DBA Polen: 12 Monate 

• Dauer DBA Frankreich: 6 Monate 

Die Baustelle besteht ab dem Zeitpunkt, an dem der Unternehmer seine Tätigkeit aufnimmt, einschließlich 

der Vorbereitungsarbeiten, die in dem Land durchgeführt werden, in dem sich die Baustelle befindet. Die 

Baustelle bleibt so lange bestehen, bis die Arbeiten abgeschlossen sind oder endgültig eingestellt werden. 

Saisonale (und damit normale) Unterbrechungen werden bei der Berechnung der Dauer der Baustelle 

mitgerechnet. 

Wenn bestimmte Arbeiten in wirtschaftlicher und geografischer Hinsicht eine Einheit bilden, wird ihre Dauer 

addiert, als handele es sich um eine einzige Arbeit oder Baustelle (auch wenn ihnen unterschiedliche 

Verträge zugrunde liegen). 

Artikel 7 DBA OECD-Musterabkommen 

Die Erhebungsbefugnis in Sachen Gewinne ist in den meisten Doppelbesteuerungsabkommen in Artikel 7 

geregelt:  

Artikel 7 § 1:  

„Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, 

das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus.“ 

Wenn das ausländische Unternehmen eine Betriebsstätte in Belgien hat, sind die von dieser Betriebsstätte 

erzielten Gewinne also in Belgien steuerpflichtig. Was genau eine Betriebsstätte ist, wird in Artikel 5 DBA 

definiert (siehe oben).  

Artikel 7 § 2 enthält die Grundregel, die für die Ermittlung der einer Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne 

anzuwenden ist: 

„Dieser Gewinn ist der Gewinn, den die Betriebsstätte hätte erzielen können, wenn sie ein eigenständiges und 

unabhängiges Unternehmen wäre, das eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen 

Bedingungen ausgeübt hätte, unter Berücksichtigung der durch die Betriebsstätte und die anderen 

Unternehmensteile ausgeübten Funktionen, eingesetzten Vermögenswerte und getragenen Risiken.“ 
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Mit anderen Worten: Es wird eine fiktive Hypothese aufgestellt, bei der die Betriebsstätte ein 

eigenständiges Unternehmen ist, das unabhängig vom Rest des Unternehmens ist, zu dem es gehört, wie 

auch von jeder anderen Person.  

Nützliche Links 

Geltende Doppelbesteuerungsabkommen: Doppelbesteuerungsabkommen mit Belgien 

Eine Unternehmensnummer beantragen (wenn eine Betriebsstätte entsteht): Eintragung in die Zentrale 

Datenbank der Unternehmen (ZDU) 

 

Call Center 

Das Team GWO (Grensoverschrijdend Werken en Ondernemen) in Heerlen (Niederlande) steht Ihnen zur 

Verfügung, um Ihre Fragen zur Anwendung der Doppelbesteuerungsabkommen zu beantworten, die Belgien 

mit den Niederlanden und Deutschland abgeschlossen hat. 

 

Tel.: 

• Aus Belgien: 0800 90 220 (kostenlos) 

• Aus den Niederlanden: 0800 024 12 12 

• Aus Deutschland: 0800 101 13 52 

Das Team GWO ist werktags von 9:00 bis 16:00 Uhr zu erreichen. 

Das allgemeine Kontaktzentrum steht Ihnen zur Verfügung, um all Ihre Steuerfragen und all Ihre Fragen zur 

Anwendung aller von Belgien abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen zu beantworten. 

Tel.: 02 572 57 57 (Normaltarif)  

E-Mail: über unser Kontaktformular 

 

ERHEBUNGSBEFUGNIS LÖHNE (AUSLÄNDISCHE) ARBEITNEHMER 

 

Artikel 15 DBA OECD-Musterabkommen 

Die Befugnis zur Erhebung von Steuern auf Löhne und Gehälter wird in der Regel in Artikel 15 des DBA 

geregelt. Grundsätzlich ist Belgien befugt, Steuern auf Leistungen zu erheben, die auf belgischem 

Hoheitsgebiet erbracht werden. Es gibt jedoch eine Ausnahme, wenn die folgenden drei Bedingungen 

gleichzeitig erfüllt sind:  

• Die Anwesenheit des Arbeitnehmers in Belgien überschreitet nicht 183 Tage innerhalb eines Zeitraums 

von 12 Monaten, der in dem betreffenden Kalenderjahr beginnt oder endet. 

• Die Löhne werden nicht von einem belgischen Arbeitgeber oder in dessen Namen gezahlt. 

• Die Löhne werden nicht von einer Betriebsstätte getragen, die der Arbeitgeber in Belgien hat. 

Wenn alle drei Bedingungen gleichzeitig erfüllt sind, hat der Wohnsitzstaat die Erhebungsbefugnis (und 

somit nicht Belgien). Wenn eine der drei Bedingungen nicht erfüllt ist, hat Belgien die Erhebungsbefugnis.  

Die 183-Tage-Regel  

https://eservices.minfin.fgov.be/myminfin-web/pages/public/fisconet/document/6ebf7528-535b-4303-897e-6061121d93cf
https://economie.fgov.be/de/themen/unternehmen/zentrale-datenbank-der/eintragung-die-zdu
https://economie.fgov.be/de/themen/unternehmen/zentrale-datenbank-der/eintragung-die-zdu
Tel.:%200800%2090%20220
Tel.:%200800%20024%2012%2012
Tel.:%200800%20101%2013%2052
tel:%200032%202%20572%2057%2057
https://eservices.minfin.fgov.be/webForm/public/fin/
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Wir gehen näher auf die erste Bedingung ein, nämlich „Die Anwesenheit des Arbeitnehmers in Belgien 

überschreitet nicht 183 Tage (Tätigkeiten oder Aufenthalt)“. Um zu wissen, ob diese Bedingung erfüllt ist, ist 

es wichtig, das entsprechende DBA zu konsultieren. Einige Verträge beziehen sich auf den Aufenthalt, 

andere auf die Tätigkeiten. Manchmal muss die Berechnung über einen Zeitraum von „einem Kalenderjahr“ 

und manchmal über „einen Zeitraum von 12 Monaten" erfolgen.  

Löhne werden nicht von einem belgischen Arbeitgeber oder in dessen Namen gezahlt 

So gilt der Lohn eines Arbeitnehmers, der für ein belgisches Unternehmen über eine ausländische 

Leiharbeitsagentur in Belgien arbeitet (der Arbeitnehmer steht also auf einer ausländischen Lohnliste), als 

von einem belgischen Arbeitgeber oder in dessen Namen gezahlt. 

Löhne werden nicht von einer Betriebsstätte getragen, die der Arbeitgeber in Belgien hat 

Wenn der Arbeitnehmer in Belgien bei einer Betriebsstätte (siehe oben) eines ausländischen Unternehmens 

beschäftigt ist, gilt sein Lohn als von dieser Betriebsstätte getragen. 

Beschäftigung im Ausland – Folgen für Ihre Arbeitnehmer 

 

Die Entsendung von Mitarbeitern ins Ausland zum Ausbau oder zur Unterstützung einer lokalen Tätigkeit 

kann dazu führen, dass Ihre Mitarbeiter (teilweise) im Ausland steuerpflichtig werden. Dabei müssen auch 

die geltende Sozialgesetzgebung und andere Formalitäten beachtet werden. Bei gleichzeitiger 

Beschäftigung von Arbeitnehmern in verschiedenen Ländern kann auch eine Gehaltsaufteilung für sie 

berechnet werden. 

 

Anwendbarkeit der Fangnetz- oder „Catch-all“-Bestimmung: 

 

Die ursprüngliche Absicht des Gesetzgebers bei der Einführung der sogenannten Catch-all-Bestimmung 

(Art. 228 § 3 EStGB 92) bestand darin, sicherzustellen, dass Belgien bestimmte Kategorien von Einkünften, 

die von Gebietsfremden erzielt werden, in den Fällen effektiv besteuern kann, in denen ein 

Doppelbesteuerungsabkommen Belgien die Erhebungsbefugnis zuweist (oder – in einer Situation ohne 

Abkommen – in dem Maße, wie der Steuerpflichtige nicht nachweisen kann, dass die Einkünfte tatsächlich 

in dem Staat besteuert werden, dessen Einwohner er ist – siehe Fisc. Int. 2017 Nr. 398, 7). 

 

Nach dieser Catch-all-Bestimmung waren Kategorien von Einkünften, die (für Gebietsansässige) bei der 

Steuer der natürlichen Personen oder der Gesellschaftssteuer, nicht aber (für Gebietsfremde) bei der StGF 

steuerpflichtig sind, unter bestimmten Bedingungen auch bei der letztgenannten Steuer steuerpflichtig. In 

diesem Fall muss der (belgische) Schuldner nach Abzug einer Kostenpauschale von 50 % 

Berufssteuervorabzug (BStV) von dem gezahlten Betrag einbehalten (Art. 270 Nr. 7 EStGB 92 und Art. 87 

Nr. 5 K.E./EStGB 92). 

 

Die angesprochenen Einkünfte betreffen Zahlungen an das Ausland für erbrachte Dienstleistungen. In 

diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass: 

 

• gemäß der Begründung unter „jede Dienstleistung“ „jede Handlung“ zu verstehen ist, „die keine 

Lieferung von Gütern ist“, ohne dass es auf den Ort ankommt, an dem die Dienstleistung erbracht wird, 

sodass auch im Ausland erbrachte Dienstleistungen, die aus der Ferne (d. h. z. B. per E-Mail) in Belgien 

erbracht werden, betroffen sind (Begründung Nr. 54-2072/001, 55 und 56). 

 

Die Catch-all-Bestimmung führt ausdrücklich eine gesetzliche Verpflichtung zur Einbehaltung von 

Berufssteuervorabzug (BStV) auf bestimmte Gewinne und Profite ein. Die Steuer wird in Form eines 

abgeltenden Berufssteuervorabzugs eingenommen. Der Empfänger der Einkünfte muss daher keine 

Erklärung zur Steuer der Gebietsfremden mehr einreichen.  
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Konkret wird der BStV auf die Gewinne und Profite im Zusammenhang mit bestimmten Dienstleistungen 

berechnet, die für (*) eine juristische Person (Gesellschaft, VoG usw.), eine in Belgien ansässige Person oder 

eine belgische Niederlassung im Rahmen einer beruflichen Tätigkeit erbracht werden, die Gewinne oder 

Profite generiert. Der Dienstleistungserbringer muss sich außerdem direkt oder indirekt in einem Verhältnis 

gegenseitiger Abhängigkeit zum Dienstleistungsempfänger befinden. Dieses Verhältnis gegenseitiger 

Abhängigkeit ist eine Frage der tatsächlichen Begebenheiten. Gegenseitige Abhängigkeiten können z. B. 

aufgrund einer Kapitalbeteiligung bestehen, aber auch bei einem Abhängigkeitsverhältnis in Bezug auf 

Rohstoffe oder im Bereich der technischen Zusammenarbeit und der Sicherheitsleistungen. Selbst wenn 

keine der beiden beteiligten Gesellschaften am Kapital der anderen beteiligt ist, kann also auch – so die 

Begründung bei Einführung der Catch-all-Bestimmung – ein Verhältnis gegenseitiger Abhängigkeit 

bestehen. 

 

(*) Es sei darauf hingewiesen, dass die Catch-all-Bestimmung nicht voraussetzt, dass die 

genannten Einkünfte von einem Gebietsansässigen oder einer belgischen Niederlassung einer 

ausländischen Gesellschaft „getragen“ werden. Erforderlich ist lediglich, dass die Dienstleistung für 

eine oben genannte in Belgien ansässige Person oder eine belgische Niederlassung erbracht wird. 

Somit ist der Schuldner des Berufssteuervorabzugs (in Anwendung der Catch-all-Bestimmung) 

nicht unbedingt der Steuerpflichtige, für den die Dienstleistung erbracht wurde. (Diese Situation 

kann z. B. bei Konzernen auftreten, wenn eine ausländische Muttergesellschaft eine Dienstleistung 

von einem ausländischen Dienstleister „zugunsten“ ihrer belgischen Tochtergesellschaft in 

Anspruch nimmt. Die Tatsache, dass die ausländische Muttergesellschaft die Vergütung für diese 

Dienstleistung trägt, verhindert nicht, dass die Catch-all-Bestimmung möglicherweise anwendbar 

ist, wenn die Vergütung für die an die belgische Tochtergesellschaft erbrachte Dienstleistung als 

„Gewinn oder Profit“ des ausländischen Empfängers zu betrachten ist, sodass die 

Muttergesellschaft dann verpflichtet ist, den belgischen BStV einzubehalten).  

 

In Anbetracht dessen ist der Anwendungsbereich der Catch-all-Bestimmung auf jeden Fall auf Zahlungen an 

gebietsfremde Dienstleistungserbringer begrenzt, mit denen direkt oder indirekt irgendein Verhältnis 

gegenseitiger Abhängigkeit besteht.  

  

Einige Anwendungsfälle finden sich in den Doppelbesteuerungsabkommen mit Rumänien, Indien, Marokko, 

Argentinien, Brasilien, Tunesien, Ghana und Ruanda. Sie betreffen vor allem Provisionen oder Vergütungen 

für die Erbringung von technischer Hilfe durch Einwohner der genannten Länder.  

 

Der Satz des Berufssteuervorabzugs für Einkünfte, die unter diese Bestimmung fallen (d. h. Einkünfte, die ab 

dem 01.05.2018 gezahlt oder zuerkannt wurden), beträgt derzeit 29 %. (Der effektive Satz nach Abzug der 

pauschalen Kosten von 50 % beträgt also 14,50 %.) 

  

Darüber hinaus darf der Betrag des BStV den im geltenden Doppelbesteuerungsabkommen vorgesehenen 

Höchstbetrag des Berufssteuervorabzugs nicht überschreiten. 

  

Die Einkünfte müssen auf einer Karte 281.30 eingetragen werden.  

 

VERRECHNUNGSPREISE ODER TRANSFER PRICING BEI BETRIEBSSTÄTTEN 

 

Gewinne, die aus der Tätigkeit einer Betriebsstätte entstehen, sind grundsätzlich in diesem Land 

steuerpflichtig. Um dem zuständigen Veranlagungsamt Einblick in die in diesem Land erwirtschafteten 

Gewinne zu gewähren, müssen die Unternehmen unter anderem eine Buchhaltung führen, die eine korrekte 
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Ermittlung des Ergebnisses der Betriebsstätte ermöglicht und das Einreichen einer lokalen 

Gesellschaftssteuererklärung ermöglicht.  

 

Auch in Belgien muss das weltweite Ergebnis (einschließlich des Ergebnisses ausländischer Betriebsstätten) 

der belgischen Gesellschaft erklärt werden. Wenn es sich um eine Betriebsstätte in einem Land handelt, mit 

dem Belgien ein Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen hat, sind die in diesem Land besteuerten 

Gewinne einer dort gelegenen Betriebsstätte in Belgien von der Gesellschaftssteuer befreit. Damit soll eine 

wirtschaftliche Doppelbesteuerung vermieden werden. Die belgische Verwaltung kann jedoch die einer 

ausländischen Betriebsstätte zugerechneten Gewinne überprüfen; daher ist es wichtig, dass die Ergebnisse 

Belgien oder der ausländischen Betriebsstätte korrekt zugerechnet werden. 

 

MWST 

 

Wenn Sie an einem Projekt in Belgien beteiligt sind, das Teil einer (Groß-)Baustelle ist, können diese 

Tätigkeiten auch Auswirkungen auf die Mehrwertsteuer haben. So müssen Sie u. a. immer überprüfen, wo 

der Ort Ihrer Tätigkeit ist. Handelt es sich dabei um Belgien, ist möglicherweise belgische MwSt. geschuldet. 

Auch müssen Sie bestimmen, wer der Schuldner der belgischen MwSt. ist und wer für die tatsächliche 

Abführung der geschuldeten belgischen MwSt. an die belgische Staatskasse verantwortlich ist.  

Wenn Sie ein ausländisches Unternehmen sind, d. h. ein Unternehmen, das seinen satzungsmäßigen Sitz 

nicht in Belgien hat und das keine feste Niederlassung in Belgien hat, müssen Sie sich möglicherweise in 

Belgien für Mehrwertsteuerzwecke registrieren lassen. 

Um Verstöße gegen die Steuervorschriften zu vermeiden, ist es wichtig, dass Sie vor Aufnahme Ihrer 

Tätigkeiten prüfen, ob Sie in Belgien Verpflichtungen haben oder nicht. 

Im Folgenden werden einige mögliche Situationen kurz skizziert. Bitte beachten Sie, dass nicht alle 

möglichen Situationen abgedeckt sind.  Auf dieser Website werden nur einige häufige Situationen kurz 

beschrieben, um zu klären, ob ein mögliches Mehrwertsteuerproblem vorliegt.  

Wenn Sie Ratschläge für Ihr konkretes Vorgehen wünschen, wenden Sie sich bitte an folgende E-Mail-

Adresse: constructionsites@minfin.fed.be. 

In Bezug auf die MwSt. sollten Sie zunächst prüfen, ob die von Ihnen ausgeübte Tätigkeit als Lieferung von 

Gütern oder als Dienstleistung zu betrachten ist. 

Qualifizierung Ihrer Tätigkeit als Lieferung oder als Dienstleistung 

Als Lieferung eines Gutes gilt die Übertragung der Befähigung, wie ein Eigentümer über ein körperliches Gut 

zu verfügen. 

Als Dienstleistung gilt jede Leistung, die keine Lieferung eines Gutes ist. 

Wenn Sie eine Tätigkeit ausüben, die als Ausführung von Immobilienarbeiten gilt, wird sie als Dienstleistung 

betrachtet. 

Eine Tätigkeit, die die Lieferung eines beweglichen Gutes und seine Verbindung mit einem unbeweglichen 

Gut umfasst, sodass aus dem beweglichen Gut ein naturgemäß unbewegliches Gut wird, ist auch eine 

Dienstleistung. 

Achtung: Die Qualifizierung einer Tätigkeit als Lieferung oder Dienstleistung ist manchmal nicht einfach. 

Wenn Sie Fragen zur Qualifizierung Ihrer spezifischen Tätigkeit haben, wenden Sie sich bitte an folgende E-

Mail-Adresse: constructionsites@minfin.fed.be. 

 

mailto:constructionsites@minfin.fed.be
mailto:constructionsites@minfin.fed.be
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Ortsbestimmung bei Güterlieferungen 

Die Lieferung eines Gutes ist mit belgischer MwSt. zu besteuern, wenn sie in Belgien stattfindet.  

Wenn die Güter nicht befördert oder versandt werden: Als Ort der Lieferung gilt der Ort, an dem sich das Gut 

zum Zeitpunkt der Lieferung befindet (= Eigentumsübergang). 

Wenn die Güter befördert oder versandt werden: Als Ort der Lieferung gilt der Ort, an dem sich das Gut zum 

Zeitpunkt des Beginns der Versendung oder Beförderung an den Erwerber befindet. 

Werden die Güter aus einem anderen Mitgliedstaat nach Belgien befördert oder versandt, können die Regeln 

für innergemeinschaftliche Umsätze zur Anwendung kommen. Wenn alle Bedingungen erfüllt sind, ist es 

möglich, dass die innergemeinschaftliche Lieferung (Ort = Abgangsort = anderer Mitgliedstaat als Belgien) 

von der MwSt. befreit ist, während der innergemeinschaftliche Erwerb (Ort = Ankunftsort der 

Beförderung/Versendung = Belgien) steuerpflichtig ist. Sie sollten immer prüfen, ob beide Vertragsparteien 

die Bedingungen erfüllen und welche Partei letztlich Schuldner der belgischen MwSt. ist. 

Es ist auch möglich, dass es sich um eine Lieferung von Gütern mit Installation/Montage handelt, bei der 

jedoch der gesamte Umsatz als Lieferung betrachtet wird. In diesem Fall ist der Ort der Lieferung der Ort, an 

dem die Installation erfolgt. 

Ortsbestimmung bei Dienstleistungen 

Auch hier ist es wichtig, den Ort der Dienstleistung zu bestimmen, um festzustellen, ob belgische MwSt. 

fällig ist. 

Zunächst muss festgestellt werden, ob es sich um einen B2B- oder B2C-Umsatz handelt. Im Rahmen von 

Großbauprojekten werden fast immer Geschäfte zwischen 2 Steuerpflichtigen getätigt, die als solche 

handeln, sodass die B2B-Regeln anwendbar sind. 

Die Grundregel im B2B-Bereich besagt, dass der Ort der Dienstleistung der Ort ist, an dem der 

Dienstleistungsempfänger den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit hat. Wird die Dienstleistung an eine 

feste Niederlassung des Steuerpflichtigen erbracht, die an einem anderen Ort als dem des Sitzes seiner 

wirtschaftlichen Tätigkeit gelegen ist, so gilt als Ort dieser Dienstleistung der Sitz der festen Niederlassung.  

Im Rahmen von Großbauprojekten werden Dienstleistungen häufig als Immobilienarbeiten betrachtet. 

Darunter versteht man den Bau, den Umbau, die Fertigstellung, die Einrichtung, die Reparatur, den 

Unterhalt, die Reinigung und den Abbruch eines naturgemäß unbeweglichen Gutes und jede Leistung, die die 

Lieferung eines beweglichen Gutes und seine Verbindung mit einem unbeweglichen Gut umfasst, sodass 

aus dem beweglichen Gut ein naturgemäß unbewegliches Gut wird. 

Bei Immobilienarbeiten (oder damit gleichgestellten Arbeiten) und allgemeiner bei Dienstleistungen, die im 

Zusammenhang mit einem unbeweglichen Gut stehen, wird der Ort der Dienstleistung durch eine 

abweichende Regel bestimmt. Dienstleistungen im Zusammenhang mit einem naturgemäß unbeweglichen 

Gut finden immer an dem Ort statt, an dem das unbewegliche Gut gelegen ist.  

Dieser Grundsatz gilt also sowohl für Immobilienarbeiten als auch beispielsweise für Leistungen von 

Immobiliensachverständigen oder für Dienstleistungen zur Vorbereitung, Koordinierung oder Überwachung 

von Immobilienarbeiten. 

Wenn das Bauwerk in Belgien gelegen ist, ist auf eine Dienstleistung im Zusammenhang mit diesem 

Bauwerk immer belgische MwSt. geschuldet. Folglich muss sich eine der Vertragsparteien um die Abführung 

der geschuldeten MwSt. an die belgische Staatskasse kümmern. 
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Schuldner der belgischen MwSt. 

Ergibt sich aus der Ortsbestimmung der Lieferung oder Dienstleistung, dass der Umsatz in Belgien 

stattfindet und daher belgische MwSt. geschuldet wird, muss sich eine der Vertragsparteien um die 

tatsächliche Zahlung der Steuer an die belgische Staatskasse kümmern. 

Steuerschuldner ist im Prinzip der Steuerpflichtige, der in Belgien eine steuerpflichtige Lieferung, einen 

steuerpflichtigen innergemeinschaftlichen Erwerb oder eine steuerpflichtige Dienstleistung bewirkt. 

Es ist jedoch möglich, dass der Dienstleistungsempfänger als Steuerschuldner betrachtet wird, wenn die 

Bedingungen erfüllt sind.  

Im Rahmen von Großbauprojekten ist die häufigste Situation die von Immobilienarbeiten oder einer 

gleichwertigen Tätigkeit. Es gibt dann zwei mögliche abweichende Regeln, um den Steuerschuldner zu 

bestimmen: 

- Der Dienstleistungserbringer ist ein in Belgien ansässiger Steuerpflichtiger: Es muss die Verlegung der 

Erhebung ins Inland angewandt werden, wodurch der Schuldner der belgischen MwSt. der Vertragspartner 

ist, wenn der Vertragspartner ein in Belgien ansässiger Steuerpflichtiger ist, der periodische 

Mehrwertsteuererklärungen in Belgien einreichen muss, oder ein nicht in Belgien ansässiger 

Steuerpflichtiger mit einem zugelassenen Fiskalvertreter in Belgien. 

Sind die Bedingungen nicht erfüllt, gilt die Grundregel, und der Dienstleistungserbringer ist weiterhin 

Steuerschuldner.  

- Der Dienstleistungserbringer ist ein nicht in Belgien ansässiger Steuerpflichtiger: In diesem Fall kann der 

Dienstleistungsempfänger die in Belgien geschuldete MwSt. an die belgische Staatskasse abführen, wenn 

es sich bei dem Dienstleistungsempfänger um einen in Belgien ansässigen Steuerpflichtigen handelt, der 

periodische Mehrwertsteuererklärungen in Belgien einreichen muss, oder wenn der 

Dienstleistungsempfänger nicht in Belgien ansässig ist, aber einen zugelassenen Fiskalvertreter in Belgien 

hat. 

Sind die Bedingungen nicht erfüllt, gilt die Grundregel, und der Dienstleistungserbringer ist weiterhin 

Steuerschuldner.  

Die obigen Ausführungen zeigen also, dass der Bestimmung des Steuerschuldners besondere 

Aufmerksamkeit gewidmet werden muss, insbesondere wenn beide Vertragsparteien (= der 

Dienstleistungserbringer und der Dienstleistungsempfänger) nicht in Belgien als Steuerpflichtige erfasst 

sind. In einem solchen Fall muss eine der Parteien sich entweder direkt in Belgien für 

Mehrwertsteuerzwecke registrieren lassen oder einen in Belgien zugelassenen Fiskalvertreter haben. 

Wenn Sie als ausländisches Unternehmen eine belgische MwSt.-Nummer benötigen, müssen Sie diese über 

den Dienst „Zentrum KMU für besondere Angelegenheiten“ beantragen. Diesen Dienst erreichen Sie unter: 

Dienst Zentrum KMU für besondere Angelegenheiten 

Kruidtuinlaan 50 bus 3410 

1000 Brüssel 

E-Mail-Adresse: foreigners.team1@minfin.fed.be 

Tel.: 02 577 40 50 

 

mailto:foreigners.team1@minfin.fed.be
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SCHEINSELBSTSTÄNDIGKEIT (QUELLE: VLAANDEREN.BE) 

Scheinselbstständige sind Arbeitnehmer, die das Statut eines Selbstständigen haben, obwohl sie in 

Wirklichkeit eine Berufstätigkeit unter Anweisung eines Arbeitgebers ausüben. Aufgrund dieses 

Autoritätsverhältnisses müssten sie normalerweise abhängig beschäftigt sein. 

Scheinselbstständigkeit ist eine Form des Sozialbetrugs, der der Solidarität, auf der das gesamte belgische 

Sozialversicherungssystem aufbaut, sehr schadet. Diese Form des Sozialbetrugs kann schwer bestraft 

werden. 

Verlangt das Unternehmen, für das Sie arbeiten oder bei dem Sie sich bewerben, von Ihnen, auf 

selbstständiger Basis zu arbeiten? Vielleicht möchte Ihr (potenzieller) Arbeitgeber damit die hohen Kosten 

vermeiden, die mit dem Arbeitnehmerstatut verbunden sind. Wenn Sie Zweifel haben, sollten Sie zunächst 

anhand der Fakten feststellen, ob Sie selbstständig sind oder nicht. Dies gilt sowohl für den Fall, dass Sie als 

Gesellschaft als auch für den Fall, dass Sie als Einzelunternehmen tätig sind. Dies sind einige Elemente, die 

geprüft werden können, um festzustellen, ob Sie selbstständig oder ein Arbeiter oder Angestellter mit 

falschem Statut sind: 

• Können Sie selbst Entscheidungen über die zu erledigende Aufgabe treffen? 

• Bestimmen Sie Ihre Arbeitszeiten selbst? 

• Können Sie selbst Leute einstellen? 

• Haben Sie die Möglichkeit, für mehrere Auftraggeber zu arbeiten? 

• Tätigen Sie selbst Investitionen? 

• Haben Sie ein garantiertes Einkommen? 

Wenn Sie hinreichend nachweisen können, dass Sie selbstständig sind, gibt es kein Problem. 

Das Landesamt für soziale Sicherheit prüft, ob bestimmte Selbstständige in Wirklichkeit nicht 

scheinselbstständig sind. Stellt dieses Amt fest, dass es sich tatsächlich um Scheinselbstständigkeit 

handelt, kann es eine Berichtigung der Sozialbeiträge verlangen. 

Wenn ein Arbeitsverhältnis unklar ist, kann die Administrative Kommission zur Regelung des 

Arbeitsverhältnisses des Föderalen Öffentlichen Dienstes Soziale Sicherheit darüber entscheiden. Sie 

entscheidet, ob eine Person als Selbstständiger oder als Arbeitnehmer zu betrachten ist. 

Weitere Infos: 

Externe Direktionen Kontrolle der Sozialgesetze 

 

SOZIALDUMPING (QUELLE: DSIE) 

Ein Arbeitgeber kann seinen Arbeitnehmer in einen anderen Mitgliedstaat entsenden, damit dieser dort für 

ihn arbeitet. 

So kann beispielsweise ein ungarischer Unternehmer, der Dachdeckerarbeiten ausführt, seine Mitarbeiter 

und sich selbst vorübergehend nach Belgien entsenden.   

Zwei Elemente sind hier wichtig: 

https://emploi.belgique.be/fr/propos-du-spf/structure-du-spf/inspection-du-travail-dg-controle-des-lois-sociales/directions
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1. Die nach Belgien entsandten Arbeitnehmer haben Anspruch auf den gleichen Bruttolohn und die 

gleichen gesetzlichen Entschädigungen, die belgischen Arbeitnehmern in Belgien zustehen.  Man 

spricht hier von der Einhaltung des harten Kerns der Lohn- und Arbeitsbedingungen. 

2. Die Sozialbeiträge auf den Lohn können weiterhin im Heimatland gezahlt werden (in unserem Beispiel 

also in Ungarn).  Die Entsendung ist grundsätzlich befristet, d. h. auf maximal 24 Monate. Unter 

bestimmten Bedingungen ist eine außergewöhnliche Verlängerung bis zu einer Höchstdauer von 

insgesamt 5 Jahren möglich.   Bei der Entsendung ist es wichtig, dass der Arbeitnehmer vorher der 

sozialen Sicherheit des Heimatlandes unterliegt.  In unserem Beispiel ist dies die soziale Sicherheit in 

Ungarn. 

In der Europäischen Union gilt das Prinzip des freien Personen-, Dienstleistungs-, Waren- und 

Kapitalverkehrs. Der freie Verkehr hat unbestreitbar zahlreiche Vorteile. 

Aber das Prinzip hat auch eine Kehrseite. Es wird häufig missbraucht, wodurch belgische Arbeitnehmer, 

(kleine) Selbstständige und gutgläubige Unternehmer vom Markt verdrängt werden. Häufig sind die 

entsandten Arbeitnehmer stark unterbezahlt, müssen bis zu 60 Stunden pro Woche arbeiten und sind unter 

teilweise menschenunwürdigen Arbeitsbedingungen beschäftigt. 

Daher hat die Regierung am 28.11.2013 den Aktionsplan zur Bekämpfung des Sozialdumpings 

gestartet.  Die aktuelle Regierung will diesen Kampf weiterführen. 

Die wichtigsten Änderungen sind: 

Verstärkung der Kontrollen der grenzüberschreitenden Beschäftigung, auch durch die spezialisierten Büros 

der verschiedenen Inspektionsdienste, die sogenannten operativen Büros. Die operativen Büros führen 

jeden Monat eine Reihe von Sozialdumpingkontrollen durch. Damit alle Inspektoren in der Lage sind, 

Sozialdumping frühzeitig effizient zu erkennen, hat der Dienst für Sozialinformation und -ermittlung den 

verschiedenen Inspektionen eine zusätzliche Schulung angeboten und gezielte Fragebögen ausgearbeitet. 

Anhand eines gründlichen Data-Minings werden die Unternehmen und Unternehmensgruppen 

herausgefiltert, bei denen das Risiko für einen Betrug bei der Entsendung am größten ist. 

Gleichzeitig wurden einige Gesetzesinitiativen und Maßnahmen eingeleitet: 

• Verschärfung der Rechtsvorschriften zur grenzüberschreitenden Entsendung 

• Erhöhung des Strafmaßes für eine nicht ordnungsgemäße Zahlung des Lohns, wenn diese im 

Zusammenhang mit anderen Verstößen steht, z. B. gegen die Arbeitszeit, die wöchentliche Ruhezeit, 

die Feiertage und andere 

• Verschärfung der Vorschriften für die Anmeldung von Baustellen und Einbehaltungen bei der 

Zusammenarbeit mit Subunternehmern mit Sozial- und Steuerschulden 

• Einführung der gesamtschuldnerischen Haftung des Auftraggebers und Hauptunternehmers für 

Lohnschulden im Falle einer erheblichen Unterbezahlung der Arbeitnehmer der Subunternehmer 

• Abschluss von Protokollen mit der Gebäuderegie und den regionalen Behörden für einen besseren 

Informationsaustausch in Bezug auf die Bekämpfung von Sozialbetrug auf öffentlichen Baustellen 

• Erhöhung der Geldbußen im Transportsektor für Nichtführung von Fahrtenblättern und 

Nichteinhaltung der wöchentlichen Ruhezeiten 

• Ernennung eines für Sozialdumping zuständigen Bezugsmagistraten pro Gerichtsbezirk und 

Ausarbeitung spezifischer Richtlinien durch das Kollegium der Generalprokuratoren für die 

Verfolgungspolitik im Fall von Sozialdumping 

• Verbesserung der Zusammenarbeit mit den anderen europäischen Inspektionsdiensten, um den 

Informationsaustausch zu optimieren 
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In der Zwischenzeit wurde im vergangenen Jahr mit dem Gesetz vom 11. Dezember 2016 die europäische 

Durchsetzungsrichtlinie 2014/67/EU in belgisches Recht umgesetzt.  

Durch dieses Gesetz werden eine Reihe bestehender Verpflichtungen wie die Limosa-Meldung, die Vorlage 

von A1-Unterlagen und die Anmeldung von Arbeiten durch weitere Maßnahmen ergänzt.  

So muss das ausländische Unternehmen, das Mitarbeiter vorübergehend hier arbeiten lässt, eine 

Verbindungsperson benennen, die als Ansprechpartner für die Inspektionsdienste fungiert und ihnen alle 

verlangten Unterlagen vorlegt.  Bei diesen Dokumenten handelt es sich um die Arbeitsverträge, 

Lohnzahlungsbelege und eine Arbeitszeitübersicht der Arbeitnehmer. Zudem sind die Unterlagen auf 

Verlangen des Inspektionsdienstes in niederländischer, französischer oder englischer Sprache in Papierform 

oder in elektronischer Form vorzulegen. 

Weitere Infos: 

DSIE – Sozialdumping 

Guidelines Bausektor (Sozialgesetze) 

Checkliste Bausektor (Sozialgesetze) 

 

SOZIALE RISIKEN ARBEITGEBER (QUELLE: DSIE) 

Die potenziellen Risiken für den Arbeitgeber sind folgende: 

• Ein Sozialinspektor, der Verstöße feststellt, hat Beurteilungsbefugnis. Das bedeutet, dass er 

entscheiden kann, ob er eine Verwarnung ausspricht, eine Frist setzt, innerhalb derer der Verstoß in 

Ordnung gebracht werden muss, oder ein Protokoll erstellt. 

• Der Sozialinspektor verfügt auch über besondere, weitreichende Befugnisse in Bezug auf die 

Gesundheit und Sicherheit von Arbeitnehmern und Selbstständigen. 

• Darüber hinaus verfügt er über besondere Befugnisse in Bezug auf den Lohnschutz der Arbeitnehmer. 

• In Ausnahmefällen können die Sozialinspektoren bei ihrer Kontrolle besondere Maßnahmen ergreifen 

und bewegliche und unbewegliche Güter beschlagnahmen oder versiegeln. Sie können dies nur tun, 

wenn es für den Nachweis der Verstöße erforderlich ist oder wenn die Gefahr besteht, dass die 

Verstöße mit diesen Gütern fortgesetzt oder neue Verstöße begangen werden. 

• Wenn ein Protokoll erstellt wird, wird dieses an die Justiz weitergeleitet. Der Arbeitsauditor 

entscheidet, ob ein Strafverfahren vor dem Korrektionalgericht eingeleitet wird. Letztendlich 

entscheidet der Richter, ob eine strafrechtliche Sanktion verhängt wird oder nicht. Dabei kann es sich 

um eine Geldbuße und in schwerwiegenden Ausnahmefällen um eine Gefängnisstrafe handeln. 

• Der Arbeitsauditor kann auch beschließen, kein Strafverfahren einzuleiten (Einstellung der 

Strafverfolgung). In diesem Fall kommt das Protokoll in vielen Fällen für eine administrative Geldbuße 

der Direktion für administrative Geldbußen (D.A.G.) des Föderalen Öffentlichen Dienstes Beschäftigung, 

Arbeit und Soziale Konzertierung in Betracht. 

• Diese Dienststelle kann ihrerseits entscheiden, ob eine administrative Geldbuße verhängt wird oder 

nicht. Leichte sozialrechtliche Verstöße, für die ein Protokoll erstellt wird, gehen direkt an die D.A.G. und 

nicht an die Justiz. 

• Der Arbeitsauditor hat noch andere Möglichkeiten, Maßnahmen zu ergreifen. So kann er zum Beispiel 

auch eine gütliche Einigung durchsetzen. 

• In bestimmten Fällen können der Auftraggeber, der Unternehmer und der Subunternehmer 

gesamtschuldnerisch für die korrekte Zahlung der Löhne an die Arbeitnehmer haftbar gemacht werden. 

https://www.siod.belgie.be/fr/fraude-sociale/dumping-social
https://www.siod.belgie.be/fr/flipbook-wrapper/directives-secteur-de-la-construction
https://www.siod.belgie.be/fr/flipbook-wrapper/secteur-de-la-construction
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• In bestimmten Fällen haften Auftraggeber und Unternehmer auch gesamtschuldnerisch für die 

Zahlung von Sozialbeiträgen und Steuerschulden. 

• Was die Anmeldung und Zahlung der geschuldeten Sozialbeiträge (oder Vorschüsse) an das LASS 

betrifft, so sind zivilrechtliche Sanktionen für den Fall vorgesehen, dass die Anmeldung oder Zahlung 

nicht (rechtzeitig) erfolgt. Dazu gehört unter anderem die Zahlung von Beitragszuschlägen und 

Verzugszinsen an das LASS, zusätzlich zur Zahlung der bereits geschuldeten Sozialbeiträge. 

• Wenn der Arbeitgeber einen ausländischen Arbeitnehmer illegal beschäftigt und der Arbeitnehmer in 

die Heimat zurückgebracht wird, fordert das Ausländeramt die mit der Rückführung verbundenen 

Kosten vom Arbeitgeber zurück. 

• Da es sich bei den ausgezahlten Löhnen, für die keine Sozialbeiträge gezahlt werden, in der Regel auch 

um nicht erklärte Einkünfte des Arbeitgebers handelt, riskiert der Arbeitgeber eine Neuberechnung des 

Umsatzes und der darauf zu zahlenden MwSt. Sowohl bei Verstößen bei der direkten Steuer als auch 

bei der MwSt. können Geldbußen und Verzugszinsen verhängt werden. 

 

SOZIALE RISIKEN ARBEITNEHMER (QUELLE: DSIE) 

Potenzielle Risiken für den Arbeitnehmer: 

Das größte Risiko für einen Schwarzarbeiter besteht darin, dass er nicht den mit dem Arbeitnehmerstatut 

verbundenen sozialen Schutz genießt. Dadurch befindet sich der Arbeitnehmer bezüglich mehrerer Aspekte 

seiner Beschäftigung in einer schwachen Position gegenüber seinem Arbeitgeber. Beispiele: 

• Er befindet sich in einer schwachen Verhandlungsposition, was seine Forderungen nach einer 

Gehaltserhöhung, seinen Urlaubsanspruch, das Recht auf Beförderung, Weiterbildung und eine 

mögliche Entlassung angeht. So genießt beispielsweise ein regulärer Arbeitnehmer in bestimmten 

Fällen einen Kündigungsschutz. 

• Der Sicherheit am Arbeitsplatz mit allen damit verbundenen Risiken wird weit weniger Aufmerksamkeit 

geschenkt. 

• Bei einem Arbeitsunfall wird dieser nicht gemeldet, sodass der Arbeitnehmer keine Entschädigung 

erhalten kann. 

Der Schwarzarbeiter hat nicht dieselben sozialen Rechte wie ein regulärer Arbeitnehmer, d. h. er kann in 

bestimmten Fällen bestimmte Leistungen der sozialen Sicherheit nicht oder nur in geringerem Umfang in 

Anspruch nehmen als unter dem Arbeitnehmerstatut. Beispiele: 

• Er kann kein Arbeitslosengeld beantragen. 

• Er wird niedrigere Rentenansprüche erwerben. 

Ein Schwarzarbeiter oder auch ein angemeldeter Arbeitnehmer oder ein Selbstständiger, der neben 

Einkünften aus Arbeit gleichzeitig zu Unrecht Leistungen (Arbeitslosengeld, Krankengeld, Rente) bezieht, 

läuft Gefahr, dafür Sanktionen auferlegt zu bekommen in Form: 

• einer Forderung nach Rückzahlung der zu Unrecht bezogenen Leistungen, 

• einer Aussetzung der Zahlung künftiger Leistungen für einen bestimmten Zeitraum, 

• eines Verlusts des Anspruchs auf die Zahlung der Leistungen. 

Eine Sanktion ist möglich (strafrechtlich oder verwaltungsrechtlich in Form einer Geldbuße), wenn jemand 

durch Vorlage falscher Unterlagen oder durch unrichtige oder unvollständige Erklärungen zu Unrecht 

versucht, einen Sozialvorteil zu erlangen oder zu behalten, oder versucht, geringere Sozialbeiträge zu zahlen 
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(oder zahlen zu lassen). Es kann sogar eine (strafrechtliche oder verwaltungsrechtliche) Sanktion wegen 

Betrugs verhängt werden. 

Darüber hinaus ordnet der Richter von Amts wegen die Rückzahlung der zu Unrecht bezogenen 

Sozialvorteile zuzüglich Verzugszinsen an. 

Ein ausländischer Arbeitnehmer, der sich illegal im Land aufhält, kann aufgefordert werden, das 

Staatsgebiet zu verlassen. Wird dies nicht beachtet, kann er in eine geschlossene Einrichtung für illegale 

Einwanderer oder in ein Wohnheim (für Familien mit minderjährigen Kindern) eingewiesen werden zum 

Zweck einer zwangsweisen Abschiebung aus dem Staatsgebiet. 

Der illegale Aufenthalt in Belgien kann mit strafrechtlichen Sanktionen geahndet werden. 

Schließlich kann die Schwarzarbeit auch steuerliche Folgen haben. Der Arbeitnehmer läuft nämlich Gefahr, 

dass bei der Einkommensteuer eine Steuernachforderung mit Geldbußen und Verzugszinsen erstellt wird. 

SCHWARZARBEIT (QUELLE: DSIE) 

Potenzielle Risiken im Zusammenhang mit Schwarzarbeit: 

Schwarzarbeit kann definiert werden als die Ausübung einer selbstständigen Tätigkeit ohne Einhaltung der 

geltenden Rechtsvorschriften. Schwarzarbeit ist in erster Linie berufliche (nicht familiäre, private usw.) 

Arbeit, die nicht in einem untergeordneten Arbeitsverhältnis von einer Person ausgeführt wird, die: 

• nicht in der Zentralen Datenbank der Unternehmen eingetragen ist 

• oder die für die Ausübung des Berufs erforderlichen Zulassungen oder Verpflichtungen nicht vorweisen 

kann bzw. nicht erfüllt. 

Der Schwarzarbeiter und der Nutzer können strafrechtlich verfolgt und mit einer Geldbuße und/oder 

Gefängnisstrafe bestraft werden. Neben den Steuerbeamten sind auch die Beamten des FÖD Wirtschaft, 

KMB, Mittelstand und Energie befugt, zu diesem Zweck ein Protokoll zu erstellen. Darüber hinaus gehen 

ausländische Schwarzarbeiter ohne gültige Aufenthaltsgenehmigung in Belgien die gleichen Risiken ein, wie 

sie oben für illegal Beschäftigte beschrieben wurden. 

Außerdem kann die Staatsanwaltschaft hergestellte oder reparierte bewegliche Gegenstände sowie 

Maschinen, Werkzeuge, Materialien und Fahrzeuge, die zur Begehung des Verstoßes gedient haben oder in 

diesem Zusammenhang verwendet wurden, beschlagnahmen lassen. 

Ein Selbstständiger, der bei Aufnahme seiner Tätigkeit keiner Sozialversicherungskasse beigetreten ist, 

riskiert eine Geldbuße, die vom Landesinstitut der Sozialversicherungen für Selbstständige (LISVS) verhängt 

wird. 

Wenn der Schwarzarbeiter gleichzeitig Leistungen bezieht, kann diese Geldbuße nicht verhängt werden, 

aber die Leistungen werden zurückgefordert. Je nachdem, wie viele Tage und wie oft beides kumuliert 

wurde, kann die Leistung künftig für eine bestimmte Anzahl Wochen oder sogar Monate ausgesetzt werden. 

Hier wird nicht unterschieden zwischen Einkünften als Arbeitnehmer, Selbstständiger, Schwarzarbeiter usw. 

Bei der direkten Steuer führt eine Feststellung von Schwarzarbeit zu einer Erhöhung der Veranlagung zur 

Steuer der natürlichen Personen und folglich zu Geldbußen und Verzugszinsen. Wenn eine Tätigkeit 

ausgeübt wurde, für die MwSt. geschuldet wird, werden auch hier Geldbußen und Zinsen fällig. 
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Dabei führt bereits das Fehlen einer MwSt.-Nummer, wenn diese erforderlich ist, zu einer Geldbuße mit 

zusätzlichen Geldbußen pro nicht eingereichte periodische und andere Erklärung. 

Wie ein Arbeitnehmer hat auch derjenige, der schwarz arbeitet, keinen Sozialschutz. Wer schwarz arbeitet 

und keine Sozialbeiträge zahlt, kann seinen Anspruch auf Sozialversicherungsleistungen (Krankheits- und 

Invaliditätsentschädigung, Pension, Leistung im Falle eines Konkurses usw.) verlieren. 

 


